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Das Diskussionspapier wurde von den 
Teilnehmern des Arbeitskreises Gebärden-
sprache erarbeitet. Mit dieser Veröffentli-
chung werden die Leser der „HörPäd“ um 
Mitarbeit gebeten. Rückmeldungen mögen 
geschickt werden an die Leiterinnen des Ar-
beitskreises: Vera Kolbe und Julia Martens-
Wagner (E-Mail: v.kolbe@bbzstegen.de; Ju-
lia.Martens@SBBZInt-HN.KV.BWL.DE)

Wie ist die momentane Situation in Ba-
den-Württemberg? Welche positiven Ent-
wicklungen gibt es, woran muss noch gear-
beitet werden?

In den letzten Jahren ist der Stellenwert 
der Deutschen Gebärdensprache (DGS) an 
den Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren (SBBZ) mit dem Förder-
schwerpunkt Hören deutlich gestiegen. An 
wenigen Einrichtungen wird DGS als Un-
terrichtsfach, in Teilen als Unterrichtsspra-
che angeboten und findet in zunehmendem 
Maße bei Veranstaltungen Berücksichti-
gung. Dabei zeigt sich ein wachsendes In-
teresse einiger am Schulleben Beteiligter an 
der Gebärdensprache.

Fehlende gebärdensprachkompetente 
personelle Ressourcen erschweren das An-
gebot von DGS als Unterrichtsfach an allen 
SBBZ, auch wenn in den letzten Jahren 
Schulentwicklungsgelder durch das Kultus-
ministerium für Fortbildungen zur Verfü-
gung gestellt wurden.

Die Umsetzung des Fachs DGS oder des 
bimodal-bilingualen Unterrichts ist nur 
möglich, wenn an den Schulen Lehrkräfte 
mit gebärdensprachlichen Kompetenzen 
unterrichten. Authentische Sprachvorbilder 
sind vor allem Kollegen mit DGS als Mut-
tersprache oder eigener Hörbehinderung 
und Gebärdensprachorientierung. Derzeit 
sind auch einzelne Erzieher mit Hörbehin-
derung an den Schulen aktiv, welche im 
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Rahmen unterrichtsergänzender Förderan-
gebote DGS unterrichten. Zudem sind hö-
rende Lehrkräfte im DGS-Unterricht und 
bimodal-bilingualen Unterricht tätig, die 
Interesse am Fach zeigen und bereits über 
Gebärdensprachkompetenzen verfügen. 
Die Notwendigkeit wird deutlich, in der 
Ausbildungsphase und berufsbegleitend 
Angebote an Gebärdensprachkursen, Ge-
bärdensprachpädagogik und Gebärden-
sprachdidaktik zu schaffen.

Für DGS als Unterrichtsfach gibt es bis-
lang kein Curriculum. Die Lehrkräfte un-
terrichten fachfremd, indem sie versuchen, 
sich an der Handreichung Deutsche Gebär-
densprache1 und den Vorgaben aus ande-
ren Bundesländern zu orientieren. Ein An-
gebot von DGS als Unterrichtsfach an den 
Schulen bedarf klarer Rahmenvorgaben. 
Nach der Verankerung im Bildungsplan der 
Schule für Hörgeschädigte, fehlt jetzt ein 
nach Leistungsniveau und Klassen genau 
aufgegliedertes Curriculum und die Be-
rücksichtigung von DGS als Unterrichtsfach 
in der Kontingentstundentafel.

Dem Curriculum entsprechend sollte ein 
Lehrwerk konzipiert werden. Geeignete 
Materialien/Medien zur Gestaltung des Un-
terrichts, die an die Anforderungen eines 
differenzierten, offenen Unterrichts in he-
terogenen Lerngruppen angepasst sind, 
werden benötigt. Zudem müssen Anforde-
rungsprofile erstellt und Formate für die 
Leistungsüberprüfung und -bewertung ent-
wickelt werden.

Momentan ist es häufig so, dass DGS als 
Unterrichtssprache in Eins-zu-Eins-Situa-
tionen mit Schülern eingesetzt wird und bei 
gemischten Lerngruppen aus laut- und ge-

bärdensprachlich orientierten Schülern nur 
lautsprachunterstützend gebärdet wird, wo-
bei sich die DGS-nutzenden Schüler die 
Kommunikationsinhalte zusammenfügen 
müssen.

An sehr wenigen SBBZ werden gemisch-
te laut- und gebärdensprachliche Gruppen 
bimodal-bilingual unterrichtet. Es zeigt 
sich, dass die Schüler von diesem Angebot 
profitieren. Sowohl der Unterricht von DGS 
als auch der bimodal-bilinguale Unterricht 
basiert an den SBBZ bislang auf schuleige-
nen Konzepten, die häufig auf Erfahrungs-
werten und Transformationen aus der 
Fremdsprachendidaktik beruhen. Daraus 
leitet sich die Notwendigkeit ab, auch fach-
didaktische Inhalte zur DGS zukünftig in 
der Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte 
zu verankern. Der Arbeitskreis DGS des Be-
rufsverbandes Deutscher Hörgeschädigten-
pädagogen Baden-Württemberg (BDH BW) 
ermöglicht hierbei den Austausch zwischen 
Lehrkräften unterschiedlicher SBBZ und 
beschäftigt sich mit Umsetzungs-möglich-
keiten von DGS im Unterricht.

Welche Wünsche gibt es an die staatlichen 
Schulämter, das Kultusministerium und an 
die Lehrerausbildung/die Pädagogische 
Hochschule?

Aufgrund der oben beschriebenen Situ-
ation in der Bildungslandschaft Baden- 
Württembergs wünschen sich die Teilneh-
mer des Arbeitskreises DGS die Schaffung 
und Finanzierung von Angeboten an be-
rufsbegleitenden Fortbildungsmöglichkei-
ten in bimodal-bilingualer Bildung und Ge-
bärdensprache für bereits ausgebildete 
Lehrkräfte.

An den SBBZ benötigt man gleichzeitig ein 
DGS-Kursangebot in verschiedenen Niveau-
stufen. An den Schulen sollten hierfür ent-
sprechend ausgebildete Lehrkräfte eingesetzt 
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len. Landesinstitut für Schulentwicklung Stuttgart.
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werden. Ebenso ist es denkbar, anderes Fach-
personal sowie Gebärdensprachdolmetscher 
in sorgfältig bestimmten, dafür geeigneten 
Unterrichtssettings, zu beschäftigen.

Bereits in der Ausbildung zum Sonder-
pädagogen für den Förderschwerpunkt Hö-
ren sollte eine grundlegende Gebärden-
sprach- und Unterrichtskompetenz für bi-
modal-bilinguale Settings verpflichtend 
erworben werden.

Dies gilt gleichermaßen für die Frühför-
derung und Schulkindergärten. Auch hier 
sollten bimodal-bilinguale Bildungsangebo-
te umgesetzt werden, um eine gemeinsame 
Grundlage für die anschließende schulische 
Bildung zu schaffen. Die Einrichtungen be-
nötigen hierfür ausgebildetes Personal, das 
auch in ländlichen Gegenden tätig sein kann. 
Parallel sollte auch an den Bedarf von DGS-
Kursangeboten für alle an der Erziehung Be-
teiligten gedacht werden.

Unabdingbar ist die Erstellung eines 
Curriculums, um gemeinsame Inhalte und 
Schwerpunkte festzuhalten, Stundentafeln 
festzulegen und verbindliche Regelungen, 
wie auch finanzielle und personelle Res-
sourcen für alle Schulen zu vereinbaren. 
Hierzu gehört die Erarbeitung von Unter-
richtsmaterialien.

Ein weiterer bisher weitgehend unbe-
achteter Schwerpunkt ist die Entwicklung 
von DGS-Diagnostikmaterial und die Er-
stellung neuer Verfahren, um die Gebär-
densprachkompetenz der Lernenden über-
prüfbar zu machen.

Welche Rahmenbedingungen brauchen 
wir an der Schule? Wie intensiv muss der 
DGS Unterricht in der Schule sein? Wie kön-
nen mehr DGS–Muttersprachler an der 
Schule angestellt werden?

Zwei Stunden DGS als Unterrichtsfach 
pro Woche soll für alle Schüler an den SBBZ 
Hören für die Klassen 1–9 in die Stundenta-
fel aufgenommen werden. Damit kann eine 
Gebärdensprachkompetenz erreicht wer-
den, mit der die Schüler in DGS kommuni-
zieren und in ihrem Berufsleben Gebärden-
sprachdolmetscher nutzen könnten. Soziale 
Integration wird durch die dabei aufgebaute 

Kommunikationsfähigkeit zwischen allen 
Schülern erreicht. Muttersprachlich gebär-
densprachnutzenden Kindern wird ein fun-
dierter Sprachausbau ermöglicht.

Ergänzend ist es notwendig, den Bereich 
der sogenannten Hörgeschädigtenkunde2, 
Empowerment, rechtliches Wissen, Kultur 
der Gehörlosen et cetera, in den Unterricht 
zu integrieren.

Problematisch ist der Unterricht von 
Schülern einer Klasse, die sehr unterschied-
liche DGS-Kompetenzen mitbringen, wie 
zum Beispiel DGS- DGS-Muttersprachler, 
Quereinsteiger ohne DGS-Kenntnisse, 
Schüler, die seit einigen Jahren DGS erler-
nen et cetera. Dem kann durch sehr diffe-
renzierten Sprachunterricht oder durch 
jahrgangsübergreifende Gruppenbildung 
Rechnung getragen werden.

Es wird weitaus mehr DGS-Sprachkom-
petenz an den Schulen benötigt als zur Ver-
fügung steht. Momentan gibt es noch nicht 
genügend gebärdensprach-kompetente und 
Sonderpädagogen, um DGS-Unterricht in 
allen Klassenstufen abzudecken. Der Einsatz 
von gehörlosen DGS-Dozenten könnte die-
se Lücke füllen, der kulturelle Aspekt von 
Gebärdensprache kann von ihnen sehr gut 
vertreten werden. Gemeinsam mit Sonder-
pädagogen können so auch wertvolle bimo-
dal-bilinguale Unterrichtssettings entstehen. 
Leider können diese an staatlichen Schulen 
nicht eingestellt werden.

Die DGS-Kompetenz der Sonderpäda-
gogen sollte an den SBBZ durch fortlaufen-
de DGS-Kurse für Mitarbeiter, auf unter-
schiedlichen Niveaustufen, aufgebaut wer-
den. Um eine Sprachqualifikation 
nachzuweisen, könnten Prüfungen auf der 
Grundlage des Europäischen Referenzrah-
mens für Fremdsprachen abgelegt werden. 
Eine Weiterqualifizierung mittels eines Zu-
satzstudiums Gebärdensprachdidaktik wird 
gewünscht.

Weitere Möglichkeiten, um DGS-Kom-
petenz an den SBBZ zu etablieren, könnten 
Praktika von gebärdensprachkompetenten 

Studenten sein oder die Ermöglichung ei-
nes Sozialen Jahres für gehörlose DGS-Mut-
tersprachler. Momentan ist dabei die Kos-
tenübernahme für benötigte Versicherun-
gen an den staatlichen SBBZ problematisch. 
Projekte oder Kooperationen mit Gehörlo-
senvereinen sind eine weitere Möglichkeit, 
um Kontakte zu erwachsenen Identitäts- 
und Sprachvorbildern zu ermöglichen.

Welche Möglichkeiten und Grenzen gibt 
es für den Einsatz hinsichtlich DGS-Assisten-
ten, Pädagogischen Fachkräften und Gebär-
densprachdolmetschern zur Unterstützung 
des DGS-Angebots im Unterricht?

Grundsätzlich besteht momentan die 
Notwendigkeit für kreative Lösungen, da 
auf Seiten der Sonderpädagogen bisher 
noch zu wenig Gebärdensprachkompetenz 
vorhanden ist. Es ist anzunehmen, dass sich 
dies durch veränderte Inhalte an der PH 
Heidelberg, durch an den SBBZ angebote-
nen Gebärdensprachkursen und durch die 
Notwendigkeit, den Bildungsplan der Schu-
le für Hörgeschädigte 2011 zu erfüllen, än-
dern wird.

Es ist gut vorstellbar, dass gehörlose pä-
dagogische Fachkräfte, wie zum Beispiel 
DGS-Dozenten oder ausgebildete Erzieher, 
als Zweitkraft im Unterricht eingesetzt wer-
den, da diese aufgrund ihrer Sprachkompe-
tenz DGS vermitteln können, um bimodal-
bilingualen Unterricht oder DGS als Unter-
richtsfach zu ermöglichen. Vor allem im 
Schulkindergarten ist der Einsatz gebärden-
sprachkompetenter Fachkräfte wesentlich 
sinnvoller, als der Einsatz von Gebärden-
sprachdolmetschern, da der Fokus auf dem 
spielerischen Einsatz von Sprache und kind-
gerechter Vermittlung von Inhalten liegt.

Es gibt viele bimodal-bilinguale Unter-
richtssettings, die stark in Richtung dolmet-
schen ausgerichtet sind, hier ist die Kompe-
tenz von Gebärdensprachdolmetschern 
wertvoll und sehr gut einsetzbar. Es muss 
dabei bewusst sein, dass dadurch weitere 
Möglichkeiten eines DGS-orientierten Spra-
changebots, wie zum Beispiel Gruppenar-
beiten in DGS, in diesem Unterricht nicht 
angeboten werden, da es nicht die Aufgabe 
des Gebärdensprachdolmetschers ist, Un-
terrichtsangebote in der Zielsprache DGS zu 
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2	 Hörgeschädigtenkunde steht im aktuellen Bil-
dungsplan 2011 der Schule für Hörgeschädigte in 
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schaffen, sondern das im Unterricht stattfin-
dende Sprachgeschehen zu übersetzen. Die 
Zusammenarbeit zwischen ihnen und Leh-
rern muss gut vorbereitet werden, da die 
Tendenz besteht, dass zusätzliche Erklärun-
gen von den Dolmetschenden erwartet/
übernommen werden, die dem Aufgaben-
bereich des Lehrers zuzuordnen sind.

Sehr problematisch erscheint der Einsatz 
von Kommunikationsassistenten/Pädagogi-
schen Fachkräften mit Gebärdensprachkom-
petenz, die eine kurze Ausbildung erhalten 
haben. In einer elfmonatigen Ausbildung 
wird dabei die Anbahnung der vollwertigen 
Sprache DGS sowie die dringend notwendi-
ge Pädagogik vermittelt. Im Gegensatz dazu 
dauert ein Studium zum Gebärdensprach-
dolmetscher oder die Ausbildung zum Er-
zieher mehrere Jahre und enthält nur eine 
der beiden Qualifikationen.

Aufgrund der Kosten erscheint die im 
Vergleich zum Gebärdensprachdolmet-
scher günstigere Kommunikationsassis-
tenz/ Pädagogische Fachkraft eine gute Lö-
sung zu sein. In inklusiven Settings, in de-
nen eine Kommunikationsassistenz/
Pädagogische Fachkraft als einzige gebär-
densprach-kompetente Bezugsperson mit 
einem gehörlosen Kind arbeitet, kann es 
jedoch an DGS-Kompetenz und an päda-
gogischem Wissen und Können fehlen. Ei-
ne in Großbritannien durchgeführte Unter-
suchung3 von Wendy McCracken zeigt, wie 
oft die verschiedenen an der schulischen 
Ausbildung beteiligten Personen mit dem 
hörgeschädigten Kind Kontakt aufnahmen. 
Es zeigte sich, dass der am wenigsten aus-
gebildete „Assistant teacher“ die meisten 
Kontakte hatte. Erläuterungen oder Erklä-
rungen, die vom Schüler benötigt wurden, 
wurden meist vom „Assistant teacher“ ge-
geben und nicht bei der Lehrkraft nachge-
fragt. Übertragen wir diese Ergebnisse auf 
die Kommunikationsassistenz/Pädagogi-
sche Fachkraft, wird deutlich, welchen Ein-
fluss sie als häufig anwesende gebärden-
sprachkompetente Bezugsperson auf die 
Bildung des Kindes hat.

Schwierig zu finanzieren ist der Einsatz 
von Gebärdensprachdolmetschern für ein 

einzelnes Kind. Dolmetscher, die im schu-
lischen Bereich arbeiten, benötigen drin-
gend Fortbildungen bezüglich des schuli-
schen Einsatzes und bezüglich pädagogi-
scher Inhalte, in denen sie sich auch mit 
den Schwierigkeiten, die mit dem schuli-
schen Einsatz verbunden sind, auseinan-
dersetzen. Eine Vernetzung von DGS-Do-
zenten, Gebärdensprachdolmetschern und 
sonderpädagogischen Lehrkräften ist wün-
schenswert.

Wie gehen wir bei gebärdensprachorien-
tierten Schülern in der Inklusion vor? Welche 
zusätzlichen Unterstützungsmaßnahmen 
werden benötigt?

Gehörlose Eltern haben während der 
Kindergartenzeit ihrer Kinder die Erfah-
rung gemacht, dass hörende Kinder im 
Regelkindergarten Gebärdensprache er-
lernen können und Kommunikation unter 
den Kindern kein großes Problem darstellt. 
Sie möchten dies auf die Schulzeit ihrer 
Kinder übertragen. Es kann bisher noch 
nicht an allen SBBZ geleistet werden, dass 
in allen Fächern durchgängig in Gebärden-
sprache kommuniziert wird. Hier sehen 
gebärdensprachnutzende Familien einen 
großen Vorteil des Schulbesuchs an der 
allgemeinen Schule, bei dem sie sich wün-
schen, dass ein Gebärdensprachdolmet-
scher oder eine gebärdensprachkompe-
tente Assistenz durchgängig den Unter-
richt begleitet.

Eine neutrale und umfassende Beratung, 
schon von Beginn der Frühförderung an, 
ermöglicht Eltern eine gut informierte Ent-
scheidung zwischen inklusiver Beschulung 
an einer allgemeinen Schule oder dem Be-
such eines SBBZ zu treffen. Diese Beratung 
sollte immer wieder kontinuierlich vor al-
lem bei Übergängen neutral erfolgen. Für 
diese neutrale Beratung sollten auch 
„Selbstbetroffene“, zum Beispiel gehörlose 
Lehrer, einbezogen werden.

Ein großes Anliegen ist es, hörbehinder-
te4 Schüler nicht alleine in der Inklusion zu 
belassen, sondern Außenklassen mit meh-
reren hörbehinderten Schülern zu bilden. 

Diesem Anliegen steht jedoch der Eltern-
wunsch der wohnortnahen Beschulung 
entgegen. Es gibt oftmals nicht genügend 
gleichaltrige hörbehinderte Schüler in einer 
Region, um eine Gruppenlösung zu ermög-
lichen.

Auch bedarf es sonderpädagogischer 
und gebärdensprachkompetenter Fachkräf-
te zur Aufbereitung von Unterrichtsinhalten 
mit hörbehindertenspezifischen Methoden, 
da eine direkte Beziehung zur Lehrkraft für 
das sozial-emotionale Gleichgewicht wich-
tig ist. Wie im SBBZ mit dem Förderschwer-
punkt Hören, so darf auch in der Inklusion 
der vielfältige Bereich der sogenannten 
Hörgeschädigtenkunde nicht außer Acht 
gelassen werden.

Eltern, deren Kinder inklusiv beschult 
werden, sowie die Kinder selbst brauchen 
eine stabile und kontinuierliche Vernet-
zung, den Austausch und die Aufklärung 
untereinander, begleitet am besten durch 
selbst hörbehinderte Fachkräfte.

Unter verschiedenen Bedingungen kann 
Inklusion gelingen. So kann der Bundesel-
ternverband gehörloser Kinder als Platt-
form für Kontakt zwischen Eltern, Schulen 
und hörenden Eltern fungieren. Eine Ver-
netzung hilft vielen Eltern. Ein kompetenter 
und neutraler Ansprechpartner vor Ort als 
Lotse wäre genauso von Vorteil, wie eine 
praxisnahe Handreichung. Sehpausen für 
das hörbehinderte, gebärdensprachnutzen-
de Kind, Entlastungsmöglichkeiten für die 
Gebärdensprachdolmetscher und eine kla-
re Rollen- und Aufgabenverteilung müssen 
vereinbart werden.

Fortbildungen und Vernetzungen der 
Sonderpädagogen mit den Gebärden-
sprachdolmetschern und den Lehrern der 
allgemeinen Schule sind zwingende Vor-
aussetzung, um gut aufeinander abge-
stimmt, den bestmöglichen Unterricht für 
das Kind anzubieten.

Arbeitskreis DGS des BDH LV BW e.V., in 
Kooperation mit dem Landesverband der 
Gehörlosen Baden-Württemberg e. V. Der 
Landesverband der Gehörlosen Baden-
Württemberg e.  V. unterstützt diese Stel-
lungnahme.

3	 http://www.feapdacongress2016.lu/keynotes.html 
[Stand: 3.2.2017]

4	 Der Begriff Hörbehinderung wurde aufgrund der 
aktuellen Diskussionslage der Selbstbetroffenen-
verbände in Baden-Württemberg benutzt.
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